
 
 
 
 
 
 
 
 

Niederschrift 
 
 
 

über die Sitzung  
 

des Rechnungsprüfungsausschusses 
 

am 31.10.2024 
 



Anwesend 
 
- Vorsitz 
 
Nino Haase (bis zur Wahl des neuen Vorsitzenden) 
Karsten Lange (nach Wahl zum Vorsitzenden) 
 
- Mitglieder 
 
a) als gewähltes Ratsmitglied 
 
Beatrice Bednarz     
Marita Boos-Waidosch    Stellvertretung für Dr. Brian Huck 
David Dietz     
Erik Donner      Stellvertretung für Martin Kinzelbach 
Stefanie Gorges     
Kathleen Herr     
Karsten Lange     
Tim Ott     
Armin Schüler     
Britta Werner     Stellvertretung für Jaques Fritze 
 
b) nicht als Ratsmitglied 
 
Stefan Hemschemeier     
Andreas Michalewicz     
Hans-Peter Rosenhayn     
Prof. Dr. Gunnar Schwarting     
Frank Senger     
 
- Verwaltung 
 
14 – Revisionsamt 
Peter Huber, Reiner Kandel, Sandra Tisot 
 
20 – Amt für Finanzen, Beteiligungen und Sport 
Ingo Jahn, Andreas Paul Vogel     
 
 
- Schriftführung 
 
Kamila Dobrowolska     
 
Entschuldigt fehlen 
 
- Mitglieder 
 
c) als gewähltes Ratsmitglied 
 
Dr. Brian Huck entschuldigt 
 
d) nicht als Ratsmitglied 



 
Jacques Fritze  entschuldigt 
Martin Kinzelbach entschuldigt 
 
 



T a g e s o r d n u n g 
 
 
a) öffentlich 
 
1. Eröffnung und Begrüßung 
 
2. Verpflichtung neuer Ausschussmitglieder 
 
3. Wahl des Vorsitzes und der Stellvertretung 
 
4. Kenntnisnahme der Niederschrift über die Sitzung vom 7. Mai 2024 
 
5. Feststellung des Jahresabschlusses 2023 - Entlastung des Oberbürgermeister, des Bür-

germeisters und der Beigeordneten für das Haushaltsjahr 2023 
Vorlage: 1081/2024 

 
6. Eigene Prüfungen des Rechnungsprüfungsausschusses 
 
7. Verschiedenes 
 



 öffentlich 
 
 
Punkt 1 Eröffnung und Begrüßung 
 
Herr Oberbürgermeister Nino Haase eröffnete in seiner Position als Vorsitzender die Sitzung 
um 17:03 Uhr, begrüßte die Mitglieder und stellte fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde, die Unterlagen rechtzeitig versandt wurden und die Beschlussfähigkeit gegeben ist. Er 
dankte dem 14 - Revisionsamt der Landeshauptstadt Mainz für die Vorbereitung der Sitzung 
und für die Bereitstellung der Unterlagen. Darüber hinaus begrüßte er die Vertreter des Amtes 
20 – Amt für Finanzen, Beteiligungen und Sport. 
 
Sodann erfolgte der Eintritt in die Tagesordnung. 
 
 
Punkt 2 Verpflichtung neuer Ausschussmitglieder 
 
Auf Nachfrage stellte der Oberbürgermeister fest, dass zwei Ausschussmitglieder nach der 
Kommunalwahl noch nicht verpflichtet wurden. Nachdem die Rechte und Pflichten vom Ober-
bürgermeister vorgelesen wurden, verpflichtet dieser Herr Stefan Hemschemeier und Herr Prof. 
Dr. Gunnar Schwarting per Handschlag. 
 
  
Punkt 3 Wahl des Vorsitzes und der Stellvertretung 
 
Da der Ausschuss nach der Wahl neu zusammengesetzt wurde, müssen Vorsitz und die Stell-
vertretung ebenso neu gewählt werden. Vom Ausschuss wurden Herr Karsten Lange als Vorsit-
zender und Herr Dr. Brian Huck als Stellvertretung vorgeschlagen. Die beiden Vorschläge wur-
den vom Ausschuss einstimmig gewählt. Herr Lange hat in der Sitzung die Wahl angenommen, 
Herr Dr. Huck hatte im Voraus schriftlich bestätigt, im Falle einer Wahl zur Stellvertretung diese 
auch anzunehmen.  
 
Nach der Wahl des Vorsitzenden übergibt der Oberbürgermeister die Sitzung an Herrn Lange 
und verlässt um 17:40 den Saal. Danach übernimmt Herr Lange den Vorsitz und fragt nach, ob 
es Ergänzungen zu der Tagesordnung gibt, nachdem dies verneint wurde, ruft er Top 4 auf. 
 
 
Punkt 4 Kenntnisnahme der Niederschrift über die Sitzung vom 7. Mai 2024 
 
Die Niederschrift der Sitzung vom 7. Mai 2024 wurde dem vorherigen Gremium zugestellt und 
ist ebenso für jeden im Ratsinformationsportal zugänglich. Auf der Nachfrage des Vorsitzen-
den gab es keine Einwände gegen die Niederschrift, somit wurde diese einstimmig genehmigt 
und zur Kenntnis genommen. 
 
 
Punkt 5 Feststellung des Jahresabschlusses 2023 - Entlastung des Oberbürgermeis-

ter, des Bürgermeisters und der Beigeordneten für das Haushaltsjahr 2023 
Vorlage: 1081/2024 

 
Bevor es zu der Beantwortung der von Ausschussmitgliedern gelieferten Vorabfragen gekom-
men ist, wurde gefragt, ob der Oberbürgermeister zu dem Jahresabschluss eine Stellungnahme 



abgegeben hat. Der Jahresabschluss wurde dem Oberbürgermeister vorgelegt, dieser hat je-
doch auf eine Stellungnahme verzichtet. 
 
Zuerst wurden die Fragen an Amt 20 zu dem Jahresabschluss besprochen. Amt 20 beantworte-
te anhand einer Präsentation die gestellten Fragen, die der Niederschrift als Anlage beigefügt 
ist. Zusätzlich wurde gefragt welche Auswirkungen die Einführung von § 2b UStG ab dem Jahr 
2027 auf die Stadt Mainz haben wird. Amt 20 führte hierzu aus, dass aktuell geprüft wird, wel-
che Bereiche der Verwaltung tangiert sind, sowie dass es bereits eine Vielzahl von steuer-
pflichtigen Vorgängen gibt. Nach Abschluss dieser Erhebung können zukünftige Auswirkungen 
ermittelt werden. Weitere Nachfragen wurden von den Vertretern der Verwaltung beantwortet. 
 
Im Anschluss wurde der Prüfungsbericht des Revisionsamtes zum Jahresabschluss 2023 be-
handelt. Herr Huber gab zunächst eine kurze Zusammenfassung der Prüfungsergebnisse und 
beantwortete sodann die vorab an das Amt 14 gestellten Fragen. Die Antworten sind als Anla-
ge der Niederschrift beigefügt. Im Anschluss wurden weitere Fragen zum Prüfungsbericht des 
Revisionsamtes behandelt. 
 
Die Bilanzposition 1.3.6 (Ausleihungen an Sondervermögen, Zweckverbände, Anstalten) auf 
der Aktivseite weist Ausleihungen an die KDZ in Höhe von 850.000 € für IT-Infrastruktur an die 
KDZ aus. Das Revisionsamt wurde gebeten, hierzu weitere Informationen zu besorgen. 
Zur Bilanzposition 2.2.1 (Öffentlich-rechtliche Forderungen, Forderungen aus Transferleistun-
gen) auf der Aktivseite kam die Frage auf, welchen prozentualen Anteil die Einzelwertberichti-
gungen vom Gesamtforderungen ausmachen. Amt 20 verwies auf die Anlage 4 des Jahresab-
schlusses, in der die Gesamthöhe der Forderungen ausgewiesen ist.  
Zu der Position 2.2.1 (Sonderposten aus Zuwendungen) auf der Passivseite wurde gefragt was 
sich unter den Zugängen bei Sonderposten aus Zuwendungen über 10 Mio. € in der Tabelle 
verbirgt. Eine detaillierte Auflistung wird in der nächsten Sitzung nachgereicht. 
 
Zur Anlage 2, S. 3 fragt Herr Rosenhayn warum die Pachtzahlungen von Mainz 05 reduziert 
wurden. Durch die lange Zugehörigkeit in der ersten Liga wurde über die Jahre eine höhere 
Pacht gezahlt und die Kredite sind mittlerweile getilgt. Nach vollständiger Rückzahlung der 
Kredite wurde eine niedrigere Pachtzahlung festgesetzt. 
 
Zur Frage der Festsetzung der Wesentlichkeitsgrenzen wurde mitgeteilt, dass diese systemsei-
tig anhand der Größen Bilanzsumme und Ergebnishaushalt berechnet wird und vom Revisi-
onsamt gerundet übernommen wird.  
 
Frau Boos-Waidosch und Herr Dietz verlassen um 18.45 Uhr den Saal. 
 
Herr Huber informiert über das Vertragsregister, dass gemäß Rundschreiben 32/2024 zum 
1. Oktober 2024 eingeführt wurde. Im Rahmen einer Ersterfassung sollen bis zum 31. Dezem-
ber 2024 die relevanten Verträge durch die Fachämter eingepflegt werden.  
 
Nach Abschluss der Beratungen empfiehlt der Rechnungsprüfungsausschuss dem Stadtrat, 
den Jahresabschluss 2023 sowie dessen Anlagen festzustellen und die Entlastung des Ober-
bürgermeisters, des Bürgermeisters und der Beigeordneten für das Haushaltsjahr 2023 auszu-
sprechen. Die Beschlussfassung erfolgte einstimmig und ohne Enthaltungen. 
 
 
Punkt 6 Eigene Prüfungen des Rechnungsprüfungsausschusses 
 



Herr Kandel verteilt eine Zusammenfassung der Aufgaben und Verantwortung des RP-
Ausschuss in der Landeshauptstadt Mainz an die Ausschussmitglieder.  
 
Herr Huber berichtet, dass zuletzt der Rechnungsprüfungsausschuss die Personalsituation und 
die IT Sicherheit im Rahmen der eigenen Prüfungen behandelt hat. Herr Lange erklärt kurz die 
Vorgehensweise, normalerweise werden ein bis zwei eigene Prüfungen pro Jahr vom Rech-
nungsprüfungsausschuss vorgenommen, dazu werden bei Bedarf auch die Vertreter aus den 
Ämtern zur Sitzung eingeladen. Er schlägt vor, die Aufgaben des Rechnungsprüfungsaus-
schusses in der nächsten Sitzung zu besprechen.  
 
Aus früheren Sitzungen wurden noch folgende möglichen Themen für eine eigene Prüfung ge-
nannt: 
  

 Ankauf der Fuststraße für das Unterhaus 
 Niederschlagungen 
 Langfristige Investitionsrechnung im technischen Bereich (mit Vertreter der 69 - Gebäu-

dewirtschaft Mainz) 
 
Herr Vogel und Herr Jahn verlassen um 18:57 den Saal. 
 
Frau Bednarz fragt wie das Revisionsamt zurzeit personell aufgestellt ist, Herr Huber berichtet 
über den aktuellen Sachstand: Zwei Mitarbeiterinnen sind aktuell im Mutterschutz und ein 
Mitarbeiter ist krankheitsbedingt längere Zeit abwesend. Für 2025 wurde eine neue Stelle be-
antragt, aufgrund der Haushaltslage wurde jedoch sämtliche Personalanmeldungen verwal-
tungsweit um 50 % gekürzt.  
Herr Donner fragt, ob auch die Gesellschaften vom Revisionsamt geprüft werden. Dies wurde 
verneint. Die Gesellschaften sind gemäß HGB verpflichtet, ihre Jahresabschlüsse durch einen 
Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen. Prüfungen durch das Revisionsamt finden lediglich bei den 
Eigenbetrieben und im technischen Bereich bei der AöR statt. 
 
Herr Lange schlug vor, die Themen für eigene Prüfungen des Rechnungsprüfungsausschusses 
in der nächsten Sitzung festzulegen. Der Ausschuss stimme diesem Vorgehen zu. 
 
Herr Prof. Dr. Schwarting verlässt um 19:11 den Saal.  
 
 
Punkt 7 Verschiedenes 
 
Herr Lange bittet die Ausschussmitglieder darum, sich bis zu der nächsten Sitzung mit dem 
von Herr Kandel ausgehändigten Unterlagen zu befassen. 
Es wurde vereinbart, wie in den Vorjahren für die Ausschussmitglieder einen Zugang zu der 
KDZ Cloud einzurichten. 
 
 
Ende der Sitzung: 19:14 Uhr 
 
 
 
 
 
gez. Karsten Lange     gez. Kamila Dobrowolska 



........................................................... ............................................................ 
Vorsitz Schriftführung 

 









 



 



   

Fragestellungen durch die Ausschussmitglieder 
 
Frank Senger, AfD: 
 
Thema:  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände (A 2.2), S. 46 ff. (hier: S. 48 – 

49); vgl. S. 90 
 
Frage:  Erfolgt die Prüfung durch Stadtkasse und Fachämter, welche Forderungen nicht 

mehr werthaltig sind und welche Rechnungen verjährt sind? Falls ja, mit wel-
chem Ergebnis? Falls nein, wann soll die Prüfung erfolgen? 

 
Antwort Amt 14:  
Ja, es erfolgen regelmäßig Prüfungen durch die Stadtkasse hinsichtlich der Werthaltigkeit von 
Forderungen. Auch wird geprüft, ob Rechnungen bereits verjährt sind. Es werden Einzelwertbe-
richtigungen und auch Pauschalwertberichtigungen vorgenommen. Bei der Einzelwertberichti-
gung erfolgen die Bewertungen durch die Stadtkasse, ggfs. in Abstimmung mit den Fachberei-
chen. Pauschalwertberichtigungen erfolgen auf alle nicht einzelwertberichtigten Forderungen. 
Hier wird ein allgemeines Ausfallrisiko von 5 % berücksichtigt. (S. hierzu auch Prüfungsbericht 
über die Prüfung des Jahresabschlusses, S. 48). 
Das Ergebnis der Wertberichtigungen kann der Anlage E „Forderungsübersicht“ des Prüfungs-
berichtes zum Jahresabschluss 2023 entnommen werden (Stand der Wertberichtigungen zum 
31.12.2023). 
 
 
Thema:  Sonderposten aus Anzahlungen zum Anlagevermögen (P 2.2.3), Prüfungsbericht 

S. 61; vgl. S. 86 
 
Frage: Welche Maßnahmen wurden getroffen, dass Meldungen über Fertigstellungen 

von Baumaßnahmen dem Amt 20 zeitnah gemeldet werden? 
 
Antwort Amt 14: 
Seit dem Jahr 2021 erfolgen halbjährlich Statusabfragen bei den Fachämtern durch das Amt 
20 zu Anlagen im Bau, die zum Stichtag älter als 12 Monate sind.  
Seitens der Revision wurden zum Jahresabschluss 2023 analog zur Prüfung im Jahresab-
schluss 2019 erneut die Liste mit offenen Investitionsprojekten gesichtet. Im Rahmen einer 
ausgewählten Stichprobe von 15 aus 567 Investitionsprojekten wurde bei einer Ortsbegehung 
beurteilt, ob die ausgewählten Anlagen fertig sind. Im Ergebnis war festzustellen, dass alle 
Anlagen bereits fertig gestellt waren. 
Seitens der Revision wurde angeregt, in einer Sitzung mit allen Beteiligten (69 - GWM, Amt 80, 
Amt 51, Amt 40, Amt 20) einen Workflow zur Vereinfachung/Standardisierung der Abrechnung 
von Investitionsprojekten zu entwickeln, der eine zeitnahe Aktivierung fertiggestellter Sachan-
lagen - unter Berücksichtigung der gegebenen Rahmenbedingungen -  ermöglicht. Die Sitzung 
ist auf den 4. November 2023 terminiert (S. hierzu auch Bericht über die Prüfung des Jahres-
abschlusses 2023, S. 35 und 36.). 
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Prof. Dr. Gunnar Schwarting, SPD: 
  
Thema:  Zuwendungen, Prüfungsbericht S. 58 
 
Frage:  Stellt die Verwaltung inzwischen wieder Zuschussanträge beim Land – oder 

müssen erst Steuererhöhungen beschlossen sein? 
 
Antwort Amt 14:  
Aktuell werden seitens der Landeshauptstadt Mainz wieder Zuschussanträge gestellt. Eine 
Abhängigkeit zu den Steuersätzen besteht nicht. 
 
 
Thema:  Pensionsrückstellungen 
 
Frage:  Die drastische Erhöhung von 2020 auf 2021 kann wohl nur mit der Reduzierung 

des Abzinsungsfaktors erreicht worden sein. Wie hoch ist er gegenwärtig und 
muss er einer veränderten Zinslage stets angepasst werden (z.B. an den Zins für 
die Gewerbesteuervollverzinsung)? 

 
Antwort Amt 14:  
Der Zinssatz liegt seit dem Jahr 2021 unverändert bei 1 %. Im Rahmen der Bilanzkontinuität 
soll er erst nach fünf Jahren angepasst werden, soweit erforderlich. Hierbei findet eine Orien-
tierung am durchschnittlichen Marktzins statt. Der Zinssatz für die Gewerbesteuervollverzin-
sung ist nicht ausschlaggebend. Sollten sich innerhalb des Betrachtungszeitraumes von fünf 
Jahren große Abweichungen zum durchschnittlichen Marktzins abzeichnen, ist eine vorzeitige 
Anpassung denkbar. 
 
 
Thema:  Ausstehende Forderungen, Prüfungsbericht S. 90 
 
Frage:  Handelt es sich bei P4 um die früher so bezeichneten Kassenreste? Wenn ja, 

wurden immer wieder Vollstreckungsmaßnahmen eingeleitet, um die Verjährung 
zu unterbrechen? 

 
Antwort Amt 14:  
Hier lag eine Verwechslung vor. Auf Seite 90 des Prüfungsberichtes sind unter dem Punkt P4 
Feststellungen zu den Verbindlichkeiten zusammengefasst. Nach Klärung wurde die Frage be-
antwortet. 
Hinweis zu den Forderungen: 
Offene Forderungen werden durch die Stadtkasse gemahnt (verschiedene Mahnstufen). 
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